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spräche im Kollektiv, insbesondere zur Einschätzung 
seiner Persönlichkeit, Gelegenheit zu geben, hierzu in 
der Beweisaufnahme Stellung zu nehmen. Ergeben 
sich dabei Widersprüche zwischen der Kollektivein­
schätzung und den Einlassungen des Angeklagten, so 
sind weitere Beweiserhebungen nur dann vorzuneh­
men, wenn sie für die Strafzumessung von Bedeutung 
sind.

Zur Mitwirkung von Richtern an Kollektivberatungen

Die z. T. vertretene Auffassung, die Vorbereitung der 
Kollektivvertreter auf ihr Auftreten in der gerichtlichen 
Hauptverhandlung werde am besten u. a. dadurch un­
terstützt, daß die Richter mit den Kollektiven Aus­
sprachen durchführen, ist in dieser Absolutheit nicht 
richtig. Das Gericht kann dem Kollektiv in Vorberei­
tung der Hauptverhandlung lediglich Hinweise auf die 
gesetzlich geregelten Rechte und Pflichten der Kollek­
tive und ihrer Vertreter geben. Jede Erörterung des 
Ermittlungsergebnisses in Verbindung mit den Fragen 
der möglichen strafrechtlichen Verantwortlichkeit des 
Beschuldigten in der konkreten Sache (einschließlich 
solcher Fragen wie der Übernahme einer Bürgschaft 
oder einer Arbeitsplatzbindung) drängt das Gericht in 
eine Situation, in der es Fragen beantworten müßte, die 
nur im Ergebnis der Hauptverhandlung beantwortet 
werden können. Um dies zu vermeiden, sind vor der 
Hauptverhandlung Aussprachen in den Kollektiven, 
die mit einer Erörterung des Ermittlungsergebnisses 
und den sich daraus möglicherweise ergebenden straf­
rechtlichen Konsequenzen verbunden sind, weder durch 
das Gericht noch durch am Gericht tätige Schöffen 
oder andere Richter des Gerichts zu führen.
Das schließt keinesfalls aus, daß das Gericht dem Kol­
lektiv solche Fragen übermittelt, deren Beantwortung 
notwendig ist, um eine gerechte Entscheidung treffen 
und beurteilen zu können, welche Stellung das Kollek­
tiv zur Straftat bezieht, wie es den Angeklagten ein­
schätzt und welche Voraussetzungen für eine Arbeits­
platzbindung oder eine Bürgschaftsübernahme gegeben 
sind.

Zur Verantwortung der Leiter für die Durchführung 
von Kollektivberatungen

In der Praxis gibt es unterschiedliche Erfahrungen dar­
über, welcher Personenkreis an den Beratungen des 
Kollektivs in Vorbereitung und Auswertung der gericht­
lichen Verhandlung teilnehmen soll und welche Ver­
antwortung hierbei die Leiter gemäß Art. 3 und § 26 
StGB haben. In den Fällen, in denen die Gerichte sich 
unmittelbar an die Kollektive wenden, sind folgende 
Gesichtspunkte zu berücksichtigen:
Die Verantwortung für die Durchführung von Beratun­
gen in den Kollektiven im Zusammenhang mit einer 
Straftat tragen die Leiter der Betriebe, Einrichtungen, 
Genossenschaften, Institutionen usw. Zutreffend ist dies 
in vielen Werkleiter-Anordnungen exakt festgelegt. 
Selbstverständlich hängt es von der Größe eines Betrie­
bes ab, in welchem Umfang Aufgaben zur Realisierung 
dieser Verantwortung des Leiters auf nachgeordnete 
Leiter delegiert werden. In einem Kombinat dürfte es 
selbstverständlich sein, daß beim Generaldirektor nur 
grundsätzliche Fragen von Ordnung und Sicherheit be­
raten und beschlossen werden. Hier liegt die konkrete 
Verantwortung für die Durchführung von Beratungen 
in den Kollektiven bei den Betriebsteilleitern, die wie­
derum die Bereichs- oder Abteilungsleiter mit bestimm­
ten Aufgaben betrauen können. Die Verantwortung 
darf jedoch nicht bis zum Brigadier delegiert werden, 
da sonst die Verantwortung der Leiter größerer Berei­
che unzulässigerweise reduziert würde. An welchen

Leiter sich das Gericht im Einzelfall wendet, hängt 
also stets von der konkreten Situation im Betrieb, von 
seiner Größe und von den zweckmäßigsten Informa­
tionsbeziehungen ab.
Wir halten es nicht für richtig, wenn in einigen Betrie­
ben die Werkleiter Fragen der Verhütung von Rechts­
verletzungen ausschließlich der Kaderabteilung über­
tragen und damit die Verantwortung für Ordnung und 
Sicherheit gemäß Art. 3 und § 26 StGB aus ihrer Lei­
tungstätigkeit eliminieren. Die Durchführung von Aus­
sprachen in den Kollektiven im Zusammenhang mit 
einer Straftat darf nicht in die alleinige Verantwortung 
der Kaderabteilung gelegt werden. Diese sollte jedoch 
die erforderliche Unterstützung geben. Es geht aber 
in erster Linie darum, daß das Kollektiv, in dem der 
Beschuldigte arbeitet, gemeinsam mit dem verantwort­
lichen Leiter seine Auffassung zur Straftat und zur 
Person des Beschuldigten darlegt.

Zum Inhalt der Niederschrift über die Kollektiv­
beratung

Wiederholt tauchte die Frage auf, ob über die Beratun­
gen im Kollektiv ein Protokoll oder lediglich ein Ver­
merk anzufertigen ist.
Die Erfahrungen zeigen, daß das Gericht die Meinung 
des Kollektivs zur Straftat und zum Verhalten des Be­
schuldigten vor und nach der Tat kennenlernen will 
sowie die Vorschläge des Kollektivs für die Maßnah­
men der strafrechtlichen Verantwortlichkeit, evtl, auch 
für eine Bürgschaft oder eine Arbeitsplatzbindung, be­
nötigt. Außerdem ist der Name des Vertreters des Kol­
lektivs zu nennen, der an der gerichtlichen Hauptver­
handlung teilnehmen soll.
Daraus ergibt sich, daß es nicht auf eine wörtliche 
Wiedergabe der Erklärungen der einzelnen Kollektiv­
mitglieder ankommt. Es genügt vielmehr ein Vermerk 
über das Ergebnis der Aussprache, in dem auch fest­
zuhalten ist, welcher Personenkreis in der Beratung 
anwesend war. Diesen Vermerk, der Bestandteil der 
Akten wird, sollte der Leiter des Kollektivs oder ein an 
der Beratung teilnehmender Vertreter des Unter­
suchungsorgans oder Staatsanwalt anfertigen und 
unterschreiben. Es ist nicht erforderlich, daß alle Mit­
glieder des Kollektivs die Richtigkeit der Wiedergabe 
des Ergebnisses der Beratung durch ihre Unterschrift 
bestätigen.
Dem Kollektiv sollte ein Durchschlag des Vermerks 
ausgehändigt werden, damit der Kollektivvertreter eine 
Grundlage für seine Darlegungen in der Hauptverhand­
lung hat.

Zum Verhältnis zwischen der Komplexeinschätzung 
jugendlicher Beschuldigter und der Kollektivberatung

In der Praxis gab es verschiedentlich Zweifel, ob neben 
der Komplexeinschätzung eines jugendlichen Beschul­
digten/?/ auch noch eine Beratung im Kollektiv erfor­
derlich ist. Grundsätzlich schließt die Komplexein­
schätzung eine weitere Beratung im Kollektiv des ju­
gendlichen Beschuldigten nicht aus. Oft ist gerade erst 
diese Beratung Voraussetzung dafür, daß der Kollektiv­
vertreter zur Komplexeinschätzung nicht nur seine per­
sönliche Ansicht, sondern die fundierte Auffassung des 
Kollektivs vermitteln kann.
Wann jedoch eine Kollektivberatung neben der Kom­
plexeinschätzung notwendig ist, hängt von den kon­
kreten Umständen der Tat und der Person des Täters

/7/ Vgl. dazu Goldenbaum, „Die komplexe Einschätzung der 
Persönlichkeit und der Erziehungsverhältnisse jugendlicher 
Beschuldigter“, NJ 1970 S. 483 ff.; Schlegel, „Anforderungen 
an die gerichtliche Beweisführung und Wahrheitsfindung in 
Strafsachen“, NJ 1970 S. 635 fl. (638).
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